
^^

LAND
TIROL

Amtssigniert. SID2026061205574
Informationen unter: amtssignatur.tirol.gv.at

Amt d. Tiroler Landesreg., Eduard-Wallnöfer-Platz 3, 6020 Innsbruck, Österreich

Amt der Tiroler Landesregierung
Abteilung Umweltschutz
Rechtliche Angelegenheiten

Dr. Filip Boban
Eduard-Wallnöfer-Platz 3
6020 Innsbruck
+435125083437
umweltschutz@tirol.gv.at
www.tirol.gv.at
UID: ATU36970505

Informationen zum rechtswirksamen Einbringen und
Datenschutz unter www.tirol.gv.at/information

Geschäftszahl - beim Antworten bitte angeben
U-NSCH-6/32/165-2026
Innsbruck, 18.06.2026

Theurl Leimholzbau GmbH, Assling; Wasserkraftanlage Debantbach (Oberstufe); Verfahren nach
dem Tiroler Naturschutzgesetz 2005;
Öffentliche Bekanntmachung einer mündlichen Verhandlung

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG EINER MÜNDLICHEN
VERHANDLUNG

I. Allaemeines/Antraasaegenstand:

A. Bisheriger Verfahrensgang:
Die Theurl Leimholzbau GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Mag. Michael Theurl,
nachfolgend als Konsenswerberin bezeichnet, hat mit Eingabe vom 20.02.2009 um die naturschutzrechtliche
Bewilligung für die Errichtung und den Betrieb derWasserkraftanlage Debantbach (Oberstufe) angesucht.

Mit Bescheid vom 06.07.2010, ZI. U-14.212/86, hat die Tiroler Landesregierung die naturschutzrechtliche
Bewilligung für die Errichtung und den Betrieb der Wasserkraftanlage Debantbach (Oberstufe) nach den
Bestimmungen des Tiroler Naturschutzgesetzes 2005 versagt. Dieser Bescheid wurde mit Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 27.03.2014, ZI. 2010/10/0182-6, aufgehoben.

Über das Ersuchen der Konsenswerberin wurde das naturschutzrechtliche Bewilligungsverfahren mit
23.04.2015 ruhend gestellt. Mit Eingabe vom 03.08.2023 hat die Konsenswerberin um Fortsetzung des
naturschutzrechtlichen Bewilligungsverfahrens ersucht. Mit Eingaben vom 24.08.2023, eingelangt am
01.09.2023, 28.11.2023, 06.02.2024, 24.03.2024, 02.04.2024, 10.06.2024 und 27.08.2024 hat die
Konsenswerberin ergänzende Antragsunterlagen und Stellungnahmen eingebracht.

Mit Eingabe vom 31.03.2025 erfolgte eine Projektänderung, die mit weiteren Eingaben vom 31.03.2025,
24.07.2025, 29.07.2025, eingelangt am 04.08.2025, 25.09.2025, 15.12.2025, 18.01.2026, 06.02.2026 und
11.03.2026 ergänzt und konkretisiert wurde.



B. Vorhabensbeschreibung laut Angaben der Konsenswerberin:

Zusammenfassung:

Die Konsenswerberin plant die Errichtung einer Wasserkraftanlage am Debantbach zwischen km 7,55 und
km 11,29 im Gemeindegebiet Dölsach und Nussdorf-Debant. Die Anlage soll aus den Teilen Wasserfassung,
Druckrohrleitung und Krafthaus mit Unterwasserkanal bestehen. Das Kraftwerk ist mit einer Engpassleistung
von 5.084 kW, einer Ausbauwassermenge von 2,5 m3/s und einem mittleren Jahresarbeitsvermögen von
18,9 GWh geplant. Die Dotierwassermenge soll 20 % des Zuflusses zur Wasserfassung, mindestens aber
255 1/s, betragen.

Anlaaenkenndaten:

Topografische Daten / Fallhöhen:
EZG wirksam:

Wehrkrone:
Betriebs-WSP:
WSPL Unterwasser:
Bruttofallhöhe:
Nettofallhöhe bei QA:
Ausleitungsstrecke:

Druckrohrleitung:
Material:

Länge:
Durchmesser:

43,2 km2
1.395,8 müA
1.393,3 müA
1.143,0 müA
250,30 m
234,6 m
3.740 m

GGG/Stahl
3.641 m
DN 1100

Turbinen:

Ausbaudurchfluss:
Anzahl:

Typ:
Achse:

Höhe Turbinenachse:

Elektrische Erzeugung:
Engpassleistung bei
QA:
Regelarbeitsvermögen:

2,5 m3/s
1
Pelton 5- oder 6-düsig
vertikal
1.143,0 müA

5,08 MW

18,9GWh

Wasserfassynfl:

Es ist geplant das Tiroler Wehr an der tiefsten Stelle in etwa in der Mitte der Überfallschwelle der
Geschiebesperre (Bach km 11,288) zu versetzen. Es soll die gesamte Triebwassermenge und
Dotierwassermenge eingezogen werden. Um den Wasserfluss auch zukünftig in der Mitte im Bereich des
geplanten Einlaufbauwerkes zu halten, sollen parallel zur Überfallschwelle der bestehenden
Geschiebesperre niedere Leitdämme versetzt werden. Die Leitdämme beidseitig des Tirolerwehrs sollen
höhenmäßig an die bestehende Sperrenkrone angepasst werden. Beidseitig des Einlaufbereichs unmittelbar
hinter der Sperrenmauer soll es zu geringfügigen, lokalen Geschiebeablagerung kommen. Dadurch sollen
jedoch keine zusätzlichen Grundstücke berührt werden.

Das Triebwasser soll über den Rechen des Tiroler Wehres (B x L= 540x250 cm, hlöhe Wehrschwelle=
1395,80 müA) eingezogen und über den Querkanal zum Doppelsandfang geleitet werden. Die Rechenstäbe
sollen einen Durchmesser von 20 mm und einen Stababstand von 20 mm aufweisen. Die Längsneigung soll
30 % betragen. Unter dem Rechen soll eine hydraulische Rechenreinigungsmaschine eingebaut werden.
Der Wehrkanal unter dem Rechen und die bei Hochwasser stark abriebgefährdeten Teile sollen mit
Stahlteilen gepanzert bzw. mit Kantenschutzprofilen verstärkt werden. Die Gerinnesohlen sollen mit
verankerten in Betonbett versetzten Granitsteinplatten geschützt werden. Beim Zulauf ins Tiroler Wehr sind
U- Profile zum Einlegen von Dammbalken vorgesehen.
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Der Querkanal (Stahlrohr DN 1100mm in Betonummantelung) soll ein Gefalle von 3 % aufweisen, die
längsseitig angeordnete Sperrenmauer unterqueren und in das Verteilgerinne münden. Im Verteilgerinne
soll das eingezogene Triebwasser auf die zwei Sandfangstraßen gleichmäßig aufgetrennt werden. Sohl- und
Seitenwände des Verteilgerinnes sollen ebenfalls mit Stahlpanzerung ausgerüstet werden.

Entsandung:

Am Einlauf in den Sandfang sollen die Regulierschütze (50 x 100 cm) loziert werden, die die Zulaufmenge
und auch den Gesamteinzug zum Sandfang begrenzen sollen. Die Entsanderanlage soll der Entfernung von
Feststoffen dienen, die mit dem Wasser eingezogen werden. Es sollen die schweren Geschiebe- und
Schwebstoffe in den Entsanderkammern abgesetzt und die Schwimmstoffe am liegenden Rechen
zurückgehalten werden. Die Dimensionierung der Kammern sollen auf eine Ausscheidung von
Feststoffteilchen mit 0,3 mm Grenzkorngröße ausgelegt werden. Bei der Spülung einer Kammer soll die
andere Kammer mit bis zu 70 % des Wasserzuflusses der Basisauslegung beaufschlagt werden, sodass es
nur zu einer geringen Leistungsreduktion durch die Spülung kommen soll. Über dem Einlaufbereich soll das
Zulaufgebäude, in dem die Antriebe für die Regulierschütze, das Hydraulikaggregat für die Rechenreinigung
und die Schaltschränke für die Sandmessungen untergebracht werden sollen, loziert werden.

Die Entsanderkammern mit einer Breite von 2,5 m, einer Länge von 25,7 m und einer mittleren Wassertiefe
von 3,35 m sollen je ein Fassungsvolumen von LxAmittel =25,7 x 7,0m2 = ca. 180 m3aufweisen. Die Sohle
soll mit 3 % geneigt werden und soll seitliche Abschrägungen aufweisen, sodass die Spülrinne an der Sohle
eine Breite von 90cm aufweisen soll.

Am Ende der Entsanderkammern sollen 70° geneigte Feinrechen mit Rechenreinigungsmaschinen
angeordnet werden. Diese sollen die Schweb- und Schwimmstoffe zurückhalten. Die erforderlichen
Rechenreinigungen sollen durch vor und nach dem Rechen angeordnete Niveaumessungen überwacht bzw.
ausgelöst werden. Das Reinigungsgut soll über eine Spülrinne in den Überlaufkanal und von dort weiter über
die Spülleitung in den Debantbach transportiert werden.

Zuviel eingezogenes Wasser soll über die Überaiche abgeleitet und durch einen Überlaufkanal in die
Spülleitung und weiter in den Debantbach abgegeben werden. Am Ende des Sandfanges sollen sich die
Spülkanäle mit einer Breite von 90 cm und einer mittleren hlöhe von 120 cm befinden, die durch Spülschütze
abgesperrt sein sollen. Die Höhe der Sand- und Kiesablagerungen am Boden der Sandfangkammern sollen
von Messungen erfasst werden und sollen nach einstellbaren Grenzwerten die Spülprogramme auslösen.

Nach Passieren der Feinrechen soll das feststoffarme Triebwasser über den Entnahmeüberfall mit einer
Überfallschwelle auf Kote 1392,20 müA und einen kurzen Querkanal in die neben dem Sandfang
angeordnete Entnahmekammer gelangen. Die Entnahmekammer soll ein Fassungsvermögen von 100 m3
aufweisen. Die Entnahmekammer soll zum Ausgleich und zum Regeln des Betriebswasserspiegels dienen.
Über die Entleerungsleitung DN 500mm soll die Kammer nach Erfordernis entleert werden.

Waiters soll die Entnahmekammer die Funktion eines Wasserschlosses erfüllen, in dem die Rückflüsse aus
dem Druckstoß aufgenommen und über den 2,5 m breiten Entlastungsüberfall (Überfallkote 1393,35 müA)
in den Überlauf- und Spülkanal abgeleitet werden.

Die Überlauf- und Spülleitung soll als Sammelleitung DN 1200 mm ausgeführt werden und soll bei km 11,230
über ein Stahlbetonauslaufbauwerk in den Debantbach münden.

Die Zulaufe in die Entnahmekammer sollen durch die Entnahmeschützen (170x120 cm) abgesperrt werden.
Im darüber liegenden Entnahmegebäude sollen im EG die Antriebe für die Entnahmeschütze, die
Rechenreinigungsmaschine, die Verteilerschränke, die Stromversorgung und die Steuerungseinrichtungen
für die Spülautomatik angeordnet werden. Über eine Treppe soll man auf ein Zwischenniveau über den
Spülkanälen gelangen. Dort sollen die Antriebe für die Spülschütze loziert werden.

Eine weitere kurze Treppe soll in die Armaturenkammer führen, wo sich die Entnahmeleitung mit dem
Einlauftrichter DN1200/1100 mm, der Rohrbruchklappe DN 1100 mm, der Be- und Entlüftungsleitung DN
300 mm und der IDM-Mengenmessung DN 1100 mm befinden sollen. Parallel zur Entnahmeleitung soll
etwas tiefer die Beckenentleerungsleitung mit dem Entleerungsschieber DN 500 mm verlaufen.
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Über der Achse der Entleerungsleitung soll die Dotationsleitung für die Abgabe der gesamten
Dotationsmenge liegen. Die Leitung soll steigend angeordnet werden. Der Regelschieber soll über den 1DM
die Wassermenge steuern. Vom Hochpunkt soll eine Be- und Entlüftungsleitung abzweigen, die in der
Entnahmekammer enden soll.

Die Fassung und die Entsanderanlage sollen in Stahlbetonbauweise vor Ort hergestellt werden. Die
Wartungsgebäude (Zulauf- und Entnahmegebäude) sollen mit einer hlolzverkleidung ausgeführt werden.
Der Sandfang und die Entnahmekammer sollen eingeschüttet, in die Umgebung des angrenzenden
Geländes eingebunden und begrünt werden. Im Bereich des Auslaufbauwerkes der Spülleitung soll auf einer
Länge von ca. 50 m die Verlegung eines Grobsteinsatzes erforderlich werden. Die über dem Steinwurf
entstehenden Uferböschungen sollen mit Büschen und Bäumen bepflanzt werden.

Ausführunoen zur Dotationswasserabaabe:

Die Dotationsabgabe von 20 % der zufließenden Wassermenge bzw. der Mindestsockelabfluss von 255 1/s
soll über die Dotationsleitung DN600 aus der Entnahmekammer erfolgen. Die Dotationsleitung soll zurück
bis direkt nach der Verbauung der Geschiebesperre geführt werden. Damit soll sich bei Tagen ohne
Überwasser eine möglichst kurze Bachlänge ergeben, die trocken läuft.

Druckrohrleituna:

Es ist vorgesehen, die Druckrohrleitung zwischen Wasserfassung und Krafthaus mit Sphärogussrohren DN
1100 mm mit Tonerdeschmelzzementmörtelauskleidung und zugfesten Muffenverbindungen auszuführen.
Für die Druckrohrleitung ist auch ein äußerer Korrosionsschutz vorgesehen.

Geringe Richtungsänderungen sollen durch Abwinkelungen in den Rohrmuffen (max. 1,1°) erzielt werden.
Die größeren Richtungs- und Gefälleänderungen sollen durch Bogenformstücke ausgeführt werden. Zu
Wartungs- und Kontrollzwecken der Druckrohrleitung sollen in Abständen von ca. 900m Mannlöcher (4
Stück) vorgesehen werden. Die Lage der Mannlöcher soll im Lageplan ersichtlich gemacht werden.

Die Trasse soll zunächst orographisch links des Debantbaches immer dem Fahrweg folgen. Beim Wechsel
von der orografisch linken auf die orografisch rechte Seite soll die Druckrohrleitung orographisch links der
Brücke verlaufen.

Bis auf ein kurzes Wiesenstück bei hm 4,8 von ca. 50 m soll die Druckleitung orographisch rechts des
Debantbaches nur im Weg verlaufen. Direkt vor dem Krafthaus soll mittels Rohrbrücke der Debantbach
gequert werden. Die Rohrbrücke ist als freitragende Stahlrohrbrücke (s=16 mm) mit einer Spannweite von
ca. 19 m geplant.

Parallel zur Druckrohrleitung sollen vom Krafthaus bis zurWasserfassung Steuer- Daten- und Energiekabel
mitverlegt werden. Die Gesamtlänge der Druckrohrleitung soll 3.641 m betragen.

Krafthaus:

Das Krafthaus soll in Stahlbetonbauweise errichtet werden. Die Maschinenhalle soll mit einer Holzfassade
und die Nebengebäude mit einer Plattenfassade abgeschlossen werden. Das Dach des Krafthauses soll als
Flachdach (Umkehrdach) ausgeführt werden, wobei die Maschinenhalle mit Kiesbeschüttung und die
Nebengebäude mit Begrünung versehen werden sollen. Im Krafthaus sollen alle Anlagenteile, die zur
Erzeugung der elektrischen Energie und ihrer Fortleitung gebraucht werden, und Jene Anlagen, die für die
örtliche Steuerung, Überwachung und Montage benötigt werden, untergebracht werden.

Der Krafthausstandort soll südöstlich im Anschluss an das bestehende Sandfangbecken des TIWAG
Kraftwerkes Stufe II loziert werden. Die Höhenlage des Betriebswasserspiegels im Sandfangbecken des
TIWAG Kraftwerkes Debantbach II (1.139,90 müA), soll die Höhenlage der Turbinenachse des neu zu
errichtenden Krafthauses der Oberstufe bestimmen. Die Zufahrt zum Krafthaus soll über die „Zenzbrücke"
und eine vom Fahrweg Richtung Iselsberg abzweigende 15 % steile Rampe erfolgen.

Das Krafthaus soll sich in zwei aneinander gereihte Baukörper gliedern: Die Maschinenhalle mit den
Grundrissabmessungen 11,90 m x 17,50 m und die schräg neben dem Hallentor vorgesetzten Nebenräume
(7,05 mx 10,50 m).

Die Einfahrt in das Maschinenhaus soll über ein 4,50 x 4,40 m großes Tor erfolgen. In der Maschinenhalle
soll eine Rangierfläche von ca. 5,0 m x 6,0 m zur Verfügung stehen. Zum Abladen und Versetzen der
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schweren Maschinenteile (Turbinengehäuse, Generator) ist ein Hallenkran mit entsprechender Tragkraft
vorgesehen. Die Maschinenhalle soll eine Raumhöhe von 6,90m über der Rangierfläche und von 8,50 m im
Bereich der Turbine aufweisen.

Zur Erreichung eines guten Wirkungsgrades auch bei geringen Wassermengen im Winter soll eine vertikale
5 bis 6-düsige Turbine eingebaut werden. Die Triebwasserleitung DN 1.100 mm Stahl soll über einen Bogen
mit Schubrippen beim Krafthausfestpunkt 1 in die Maschinenhalle einmünden. In der Turbinenzulaufleitung
soll sich ein notschlusstaugliches Absperrorgan befinden. Nach dem Absperrorgan soll die Verteilleitung zu
den 5-6 Düsen erfolgen, die entweder frei zugänglich oder in ein Fundament einbetoniert, ausgeführt werden
soll. Das 6-eckige Turbinengehäuse soll in den Unterwasserkanal eingegossen werden. Die Einbringung,
Montage und Demontage des Laufrades und der Düsenköpfe soll über eine Bodenöffnung 150 x 150 cm
gewährleistet werden. Um die Verteilleitung sollen die Hilfsaggregate für die Regelung und die Kühlung
angeordnet werden. Die Generatorkühlung soll über ein geschlossenes Kühlwassersystem mit
Wärmetauscher ins Unterwasser erfolgen. Eigene Abgänge für den Anschluss von Lufterhitzungsgeräten
zur Hallenheizung sind in den Kühlwasserleitungen vorgesehen.

Der Unterwasserkanal soll mit einer Breite von 3,60 m in der Nordwestecke des Krafthauses nach einer
Tauchwand und einer Überfallschwelle in einen 3,60 m x 3,60 m großen Verteilschacht münden. Die
Ableitung des abgearbeiteten Triebwassers soll über ein Rechteckgerinne in das Sandfangbecken der
TIWAG erfolgen. Am Beginn der Ableitung zum Sandfangbecken der TIWAG soll ein Regulierschütz
angeordnet werden. Bei geschlossenem Regulierschütz soll sich das Triebwasser im Verteilschacht
aufstauen und soll über einen Überfall in das Unterwasserrohr zum Debantbach fließen.

Neben der Rangierfläche in der Maschinenhalle soll sich der Raum für die Niederspannungsschaltanlage
befinden. In diesem Raum soll ein kleiner Arbeitstisch für den Anlagenbetreuer errichtet werden. Weiters
sollen die Niederspannungsschaltschränke mit den Steuerungs-, Regel- und
Maschinenautomatikeinrichtungen in diesem Raum aufgestellt werden. Die Decke des
Niederspannungsraumes soll über eine Leiter erreichbar sein und kann als Lagerfläche für Ersatzteile
genutzt werden. Neben dem Niederspannungsraum soll das WC mit Waschraum situiert werden. An die
Maschinenhalle sollen die 3 Nebenräume (Raumhöhe 4,00 m) unter einem Winkel von 15° anschließen. Im
ersten Raum nach der Maschinenhalle ist die Unterbringung der Mittelspannungsschaltschränke und die
Aufstellung des Eigenbedarfstransformators in einem baulich abgetrennten Raum vorgesehen. Die Zuluft
soll über Lüftungsjalousien in den Türen zuströmen, die Abluft soll, falls notwendig, temperaturabhängig an
der Decke oder in der Wand mechanisch abgefordert werden.

Eine entsprechend dimensionierte Ölauffangwanne soll an die Decke zum Kabelkeller gehängt werden. Im
Mittelteil des Gebäudes soll der Maschinentransformator untergebracht werden. Eine ausreichende
Durchlüftung dieses Raumes soll durch die Anordnung eines eigenen Zuluftschachtes in den Ölauffangraum
und durch Lüftungslamellen in den Flügeln des Einbringungstores gewährleistet werden. Weiters ist eine
zusätzliche mechanische Entlüftung vorgesehen. Den südlichen Gebäudeabschluss soll derTINETZ-Raum
bilden, in welchem die erforderlichen Einrichtungen für die TIWAG Mittelspannung mit den notwendigen
Platzreserven untergebracht werden sollen.

Alle Räume sollen vom Vorplatz aus über eigene Türen/ Tore erreichbar sein. Der Mittelspannungsraum soll
auch über eine Innentüre von der Maschinenhalle aus betretbar sein. Unter dem Niederspannungs- dem
Mittelspannungs- und dem TIWAG-Raum sind Kabelkeller vorgesehen, die über Einstiegsöffnungen und
Einstiegsleitern erreichbar sein sollen. Der Kabelkeller unter dem TIWAG-Raum soll von den anderen
Kabelkellern abgetrennt werden. Der Boden des Kabelkellers unter dem Traforaum soll auch als
Ölauffangwanne dienen und soll entsprechend den Anforderungen mit einem öldichten Anstrich versehen
werden.

Maschinensatz:

Für die Wasserkraftanlage Debantbach-Oberstufe ist die Installation eines Maschinensatzes mit
nachfolgender Ausrüstung vorgesehen:
1 vertikale Pelton-Turbine, mehrdüsig, Achse auf 1.143 m.U.A.;
1 Mittelspannungs-Drehstrom-Synchrongenerator mit Sonderwelle für die Aufnahme des Pelton- Laufrades.

Weiterverwenduna Pegel Obernussdorf:
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In der Restwasserstrecke bei Bachkilometer 8,122 befindet sich am Debantbach der Pegel
Obernussdorf/Debantbach, der derzeit vom hlydrographischen Dienst des Landes Tirol betrieben wird. Bei
Realisierung des gegenständlichen Projektes soll dieser Pegel in die Restwasserstrecke fallen. Die gesamte
Wasserführung soll sich zukünftig aus Addierung von Triebwassermenge und Wassermenge am Pegel
ergeben. Von der Konsenswerberin sind folgende Arbeiten für einen Weiterbetrieb des Pegels
Obernussdorf/Debantbach vorgesehen:

1. Die Wasserstandsmessung am Pegel soll mit einer Radarmessung durchgeführt werden.
2. Das Abflussprofil beim Pegel soll in einem ordnungsgemäßen Zustand gehalten werden.
3. Es soll ein Pegelschlüssel für den Pegel mit Abflussmessungen über den gesamten

Schwankungsbereich erstellt und gepflegt werden und die gemessenen Wasserstände sollen in
Abflüsse umgerechnet werden.

4. Die Pegeldaten sollen auf ihre Plausibilität überprüft werden.
5. Die eingezogene Triebwassermenge bei der Wasserfassung soll mittels induktiver Durchflussmessung

(1DM) erfasst werden.
6. Am Pegel soll ein geeigneter Datensammler installiert werden, der sämtliche Daten erfassen, die beiden

erfassten Wassermengen aufsummieren und im 14-Stundenintervall speichern soll.
7. Die Rohdaten am Datensammler sollen über eine GPRS - Verbindung der Abteilung hlydrographie

ständig zur Verfügung gestellt werden.
8. Sämtliche Messungen und Abflussdaten sollen vierteljährlich dem Hydrographischen Dienst in digitaler

Form übermittelt werden.

II. Antragsunterlagen:

Die nähere Beschreibung des geplanten Vorhabens kann dem Einreichoperat entnommen werden.

Das Einrecihoperat liegt bis zum Tag der mündlichen Verhandlung beim Amt der Tiroler Landesregierung,
Abteilung Umweltschutz, Zimmer Nr. B144, Eduard-Wallnöfer-Platz 3, 6020 Innsbruck, auf.

hlingewiesen wird darauf, dass im vorliegenden naturschutzrechtlichen Bewilligungsverfahren auch auf die
im Zuge des Wasserrechtsverfahrens erstatteten Gutachten Bedacht genommen wird, sofern sich eine
Relevanz für das gegenständliche Verfahren ergibt.

III. Mündliche Verhandlung:

In Anwendung der §§ 40 bis 44 des Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr.
51/1991, zuletzt geändert durch BGBI. l Nr. 82/2025, findet über dieses Ansuchen eine mündliche
Verhandlung am

Dienstag, den 07.07.2026

mit dem Zusammentritt derVerhandlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer

um 14:00 Uhr

in der Abteilung Umweltschutz, Landhaus 1,

1. Stock, BesprechungszimmerB150,

Eduard-Wallnöfer-Platz 3, 6020 Innsbruck

statt.
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IV. Hinweise:

Es steht den Parteien frei, persönlich oder durch einen bevollmächtigten Vertreter, der zur Abgabe
vorbehaltsloser Erklärungen ermächtigt sein muss, an dieser Verhandlung teilzunehmen und allfällige
Einwendungen vorzubringen.

Bevollmächtigter kann eine eigenberechtigte natürliche Person, eine juristische Person, eine
Personengesellschaft des Handelsrechts oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft sein. Personen, die
unbefugt die Vertretung anderer zu Erwerbszwecken betreiben, dürfen nicht bevollmächtigt werden. Der
Bevollmächtigte muss mit der Sachlage vertraut sein und sich durch eine schriftliche Vollmacht ausweisen
können. Die Vollmacht hat auf Namen oder Firma zu lauten.

Eine schriftliche Vollmacht ist nicht erforderlich,

o wenn die Vertretung durch eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person, Z.B. einen
Rechtsanwalt, Notar oderWirtschaftstreuhänder erfolgt,
wenn die Vertretung durch Familienmitglieder (z.B. Haushaltsangehörige, Angestellte, Funktionäre von
Organisationen), die der Behörde bekannt sind, erfolgt und kein Zweifel an deren Vertretungsbefugnis
besteht,
wenn der/die Beteiligte gemeinsam mit dem Bevollmächtigten an der Verhandlung teilnimmt.

Als Antragsteller beachten Sie bitte, dass die Verhandlung in Ihrer Abwesenheit durchgeführt oder auf Ihre
Kosten vertagt werden kann, wenn Sie die Verhandlung versäumen. Wenn Sie aus wichtigen Gründen -
Z.B. Krankheit, Gebrechlichkeit oder Urlaubsreise - nicht kommen können, teilen Sie uns dies sofort mit,
damit wir allenfalls den Termin verschieben können.

Als sonst Beteiligter beachten Sie bitte, dass Sie Ihre Parteistellung verlieren, soweit Sie Einwendungen
nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung während der Amtsstunden bei der Behörde oder
während der Verhandlung erheben.

Wenn Sie jedoch durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert werden, rechtzeitig
Einwendungen zu erheben und Sie kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft,
können Sie binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses, das Sie an der Erhebung von
Einwendungen gehindert hat, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung der
Sache, bei uns Einwendungen erheben. Diese Einwendungen gelten dann als rechtzeitig erhoben. Bitte
beachten Sie, dass eine längere Ortsabwesenheit kein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis
darstellt.
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Für die Landesregierung:

Dr. Filip Boban

An der Amtstafel der Gemeinde

Dölsach kundgemacht:

angeschlagen am: 19.06.2026
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